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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Drs.-Nr.: 6/8235
Thema: Ausbau- und Erhaltungsstrategie für die kommunale Infra-

struktur entwickeln und Investitionsschwäche der sächsi-
schen Kommunen mildern!

Der Landtag möge beschließen:

Die Staatsregierung wird ersucht,
gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Ebene
und durch Einholung einer Stellungnahme des Sächsischen Rech-
nungshofes unter Berücksichtigung des gesamten Spektrums der
kommunalen Zuständigkeiten und Unterschiede der jeweiligen Aufga-
benerledigungen vor Ort die Grundlagen für eine Ausbau- und Erhal-
tungsstrategie für die kommunale Infrastruktur im Freistaat Sachsen
zu schaffen, die

1. den nachhaltigen Bedarf der Strukturen,
2. den notwendigen Finanzbedarf (einschließlich des eingetrete-

nen Investitionsrückstandes) sowie
3. deren dauerhafte Finanzierung nachvollziehbar abbildet und

unter Einbeziehung der Ergebnisse aus den Ziffern 1 bis 3 Maßgaben
für die Finanzmassenverteilung in künftigen Staatshaushaltsplänen
setzt.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung nehme ich zu dem
Antrag wie folgt Stellung:

zu den Ziffern 1 bis 3:

Die Staatsregierung verfügt über Daten, die den gegenwärtigen Stand der
Investitionen wiederspiegeln. So sind z. B. die Antrags- und Bewilligungsda-
ten im Programm „Brücken in die Zukunft", nach Fördergegenständen sor-
tiert, in der landeseinheitlichen Förderdatenbank FÖMISAX für entspre-
chende Analysen verwendbar. Auf dieser Grundlage wird im Übrigen halb-
jährlich durch das Staatsministerium für Finanzen dem Landtag über den
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jeweils aktuellen Antrags- und Bewilligungsstand, die Mittelbelegung und den Mittelab-
fluss aller Förderrichtlinien im Freistaat Sachsen berichtet. Der Gesetzgeber ist also
schon jetzt in der Lage, mit diesen Analysedaten die sachlich erforderlichen Konse-
quenzen zu ziehen.

Im Übrigen ist der Infrastrukturbedarf auch und vor allem an den finanziellen Möglich-
keiten der Kommunen auszurichten. Jede Zuweisung von investiven Mitteln an der ei-
nen Stelle verursacht Opportunitätskosten in einem anderen Bereich öffentlicher Auf-
gaben — unabhängig davon, ob es sich um kommunale Aufgaben oder Landesaufga-
ben handelt. Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung hat dann die Kommune
selbst darüber zu entscheiden, mit welcher Priorisierung sie den vorhandenen Bedar-
fen Rechnung trägt. Diese Entscheidung darf das Land nicht präjudizieren. Im Übrigen
ist zu bedenken, dass typische Infrastruktureinrichtungen wie Wasser, Abwasser und
Energie über Gebühren finanziert werden und entsprechende Investitionsbedarfe über
Gebühren zu refinanzieren wären, was sich wiederum auf die Abgabenlast des Bürgers
auswirkt.

Die Staatsregierung hat mit dem Gesetz zur Stärkung der kommunalen Investitions-
kraft, ein mehrjähriges Investitionsprogramm im Umfang von 800 Mio. EUR aufgelegt.
Hierzu wurde ein Fonds „Brücken in die Zukunft" als Sondervermögen geschaffen, in
dem die Bundesmittel nach dem Konnmunalinvestitionsförderungsgesetz (rund 156 Mio.
EUR) um weitere Mittel im Umfang von 644 Mio. EUR für die Investitionsförderung auf-
gestockt wurden. Hierdurch können etwaig bestehende Schwierigkeiten der Kommu-
nen bei der Bereitstellung und dem Erhalt der infrastrukturellen Versorgung ihrer Ein-
wohner in ausreichendem Maße abgebaut werden. Die jüngste Kassenstatistik 111/2016
belegt diese Entwicklung. So ist der im Jahre 2011 begonnene Trend zu sinkenden
Ausgaben für Sachinvestitionen im Jahr 2016 erstmals wieder durchbrochen worden.
So sind die Ausgaben für Sachinvestitionen der Landkreise deutlich (+ 46,7 %) ange-
stiegen; auch bei den Kreisfreien Städten ist ein Anstieg von + 22,6 % zu verzeichnen.
Auch bei den kreisangehörigen Gemeinden konnte der Abwärtstrend bei den Sachin-
vestitionen gestoppt werden.

Schließlich ist der in den vergangenen Jahren zu verzeichnende Rückgang bei den
Investitionen für sich genommen noch kein Indiz dafür, dass den Kommunen die finan-
ziellen Mittel für Investitionen fehlen. So stellt auch der Sächsische Rechnungshof in
seinem aktuellen Jahresbericht fest, dass die Einführung der doppischen Rechnungs-
legung zu einer deutlich strengeren Auslegung des Investitionsbegriffs geführt hat und
so zahlreiche Instandhaltungsmaßnahmen, die kameral als Investitionen galten, nun
dem laufenden Sachaufwand zuzurechnen sind. Der Anstieg der Ausgaben für die Un-
terhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens korreliert mit Verschiebungen zwi-
schen Investition und Unterhaltungsaufwand. Eine entsprechende Steigerung des lau-
fenden Sachaufwandes ist zu verzeichnen, so dass die Summe der Ausgaben für In-
vestitionen und Instandhaltung sich relativ gleichmäßig entwickelt. Es ist damit kein
Substanzverzehr eingetreten. Zu berücksichtigen ist ferner, dass der Bund in den Jah-
ren 2009 bis 2011 erhebliche Investitionsmittel im Rahmen der Konjunkturpakete I und
II sowie im Rahmen des Zukunftsinvestitionsgesetzes bereitgestellt hatte, was sich auf
die kommunale Infrastruktur nachhaltig positiv ausgewirkt hat. Die hier verfügbaren
Bewilligungskontingente hatten einen Gesamtumfang von rd. 509 Mio. EUR und dürf-
ten einen Sondereffekt in der Entwicklung bewirken.
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Für die Einordnung der Entwicklung der kommunalen Investitionsausgaben sind eben-
so die investiven Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte relevant. Diese stiegen - wie
der Rechnungshof feststellte - im Jahr 2015 ebenso wieder auf rund 151 Mio. EUR an.
Die kommunalen Sonderrechnungen, die fast die Hälfte des Betrages erhielten, profi-
tierten am stärksten von diesem Zuwachs. Auch das Volumen der laufenden Zuwei-
sungen und Zuschüsse an Dritte wuchs im Jahr 2015 erneut auf 1.379 Mio. EUR. Da-
von floss rund ein Drittel ebenfalls in kommunale Sonderrechnungen.

Darüber hinaus stehen den Kommunen auch zukünftig erhebliche finanzielle Mittel zur
Verfügung. Gemessen am Durchschnitt der im vorliegenden Antrag genannten Jahre
2014 bis 2016 wird sich die den Kommunen zur Verfügung stehende Finanzmasse um
bis zu 679 Mio. EUR im Jahr 2020 verbessern. Allein in den Jahren 2017 und 2018
wird ein Zuwachs von jeweils mehr als 280 Mio. EUR erreicht.

Allgemeine kommunale Finanzausstattung mit Steuern und Finanzausgleichsmitteln
In Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020
Finanzausgleichsmasse 2.871 3.206 3.106 2.932 3.072 3.219 3.138 3.109
Mehrbelastungsausgleich 168 160 152 145 156 156 156 156
Summe FAG 3.038 3.366 3.259 3.077 3.228 3.375 3.294 3.265
Kommunale Steuerein-
nahm nf 2.718 2.870 2.962 3.044 3.250 3.383 3.477 3.606
Sum e Finanzmasse 5.756 6.236 6.220 6.121 6.478 6.758 6.771 6.871

Quelle FAGyFAMG 2013-2018; SächsMBAG 2008, November -Steuerschätzung 2016; Steuern: Kassen-
statist 201X-2015, November -Steuerschätzung 2016

Mit ftburfdlichen Grüßen

MYrkus Ulbig

Seite 3 von 3


		2017-02-17T09:34:04+0100
	GRP: Elektronisches Dokumentations- und Archivsystem
	Erstellung des Nachweisdokumentes




